
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Fachpresse! ja
Für die Amtliche Sammlung! Nein 1974

Gesetz: BetrVG 1972 § 87 Abs. 1 Eingangssatz, Nr. 10 und 11,
§ 77 Abs. 3

Leitsätze:
1. Bestimmt das Gesetz - wie in § 87 Abs. 1 BetrVG 1972 

daß der Betriebsrat mitzubestimmen hat, dann schließt
dies grundsätzlich auch das Initiativrecht des Betriebsrats 
ein, weil die Mitbestimmung schon begrifflich beiden 
Teilen gleiche Rechte einräumt.

2. Sieht /ein Tarifvertrag nur Zeitlohn (Gehalt) vor, so 
sind Betriebsvereinbarungen über eine Leistungsentlohnung' 
nur insoweit zulässig, als zusätzliche Leistungen vergütet 
werden sollen.

Aktenzeichen; 1 ABR 65/73
Beschluß des BAG vom 14. November 197^ ^AG Düsseldorf (Köln)
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« 65/73
i BV 11/73 Düsseldorf (Köln)

1 ?  H

:ündet durch Zustellung 
Be schlußt eno r s 
14. November 1974-
Henkelmann, 

{inspektorin 
Urkundsbeamter 
Geschäftsstelle

B e s c h  1 u ß

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 20. August 1974- durch den Richter 
Br. Auffarth als Vorsitzenden, die Richter Wendel und 
Bichler sowie die ehrenamtlichen Richter Hümme und Hirschmann 
beschlossen;

Auf die Rechtsbeschwerde der Antragsgegnerin 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 17. Juli 1973 - 8 Ta BV 11/73 - 
aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  1
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G r ü n d e  :

I. Antragsteller ist der Betriebsrat der Firma B 
GmbH E . Die tarifgebundene Firma B GmbH
(Antragsgegherin) beschäftigt ihre Angestellten im 
Zeitlohn. Sie zahlt aber neben den Gehältern Zulagen ver­
schiedener Art, über die nähere Feststellungen bisher 
nicht getroffen sind. Der Antragsteller strebt für die 
Angestellten des Betriebes die Einrichtung eines 
LeistungslohnSystems an. Die Geschäftsleitung der 
Antragsgegnerin hat jedoch die Bitte des Antragstellers, 
mit ihm in Verhandlungen über die Einführung eines 
Leistungslohnsystems für Angestellte einzutreten, mit 
dem Hinweis abgelehnt, der Betriebsrat habe kein Hecht, 
ein neues Lohn- oder Gehaltssystem zu verlangen. Nur 
dann, wenn der Arbeitgeber sich, entschließen würde, ein 
Leistungslohnsystem für Angestellte einzuführen, greife 
das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 
Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG 1972 ein.

Der Antragsteller hat daraufhin das vorliegende 
Beschlußverfahren beim Arbeitsgericht eingeleitet.
Er hat vorgetragen, bei der Antragsgegnerin gebe es 
bisher kein durchsichtiges System eine? Leistungs­
entlohnung für Angestellte. Zwar verwende der Betrieb 
einen "Beurteilungsbericht" und berücksichtige dessen 
Ergebnisse bei der Bemessung der Höhe der Gehälter, 
jedoch habe der Betriebsrat diesem System nicht zuge­
stimmt. Der Antragsteller vertritt weiter die 
Auffassung, ohne Rücksicht darauf, ob es sich bei 
diesem "Beurteilungssystem" überhaupt um ein Leistungs­
lohnsystem handele, könne der Betriebsrat ein Leistungs­
lohnsystem für Angestellte verlangen. Sein Mitbe­
stimmungsrecht schließe ein ent sprechende s Initiativ­
recht ein. Da die Antragsgegnerin letzteres aus Rechts­
gründen in Abrede stelle, habe der Betriebsrat ein
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rechtliches Interesse an der entsprechenden Feststellung I
im Rahmen eines arbeitsgerichtlichen Beschlußverfahrens. '
Der Antragsteller hat (in der Beschwerdeinstanz) beantragt, ;

■4festzustellen, daß das Mitbestimmungsrecht des Antrag- s’
stellers bei der Leistungsentlohnung von Angestellten das 
Initiativrecht des Antragstellers einschließt. j

Die Antragsgegnerin hat um Zurückweisung des Antrags :
gebeten. Sie hat die Ansicht vertreten, der Betriebsrat 4
könne ein Leistungslohnsystem für Angestellte gegep. den 
Willen der Firma nicht erzwingen. Nach Auffassung der 
Antragsgegnerin beschränkt sich das Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG 1972 auf 
ein Zustimmungsrecht, falls derartige Entlohnungsgrund­
sätze unternehmerseitig eingeführt werden sollen. Die 
Annahme eines Initiativrechts des Betriebsrats sei abzu­
lehnen, da sonst dem Unternehmen jegliche Einflußnahme auf 
die materielle Lohn- und Gehaltsgestaltung aus der Hand ge­
nommen wäre. Ein System für die Gewährung übertariflicher 
Zulagen nach Leistung bestehe im übrigen im Betrieb nicht. 
Schließlich vertritt die Antragsgegnerin die Meinung, dem 
Begehren des Betriebsrates stehe auch § 77 Abs. 3 BetrVG 1972 
entgegen. Für die Tarifüblichkeit spreche die im Bereich 
Rheiniand-Hessen für die Metallindustrie bestehende Regelung ■- 
über eine durchschnittliche Leistungszulage für Angestellte; ^ 
im Tarifbereich Nordrhein-Westfalen werde über eine tarif­
liche Eeistungszulagenregelung für Angestellte- seit längerer 
Zeit verhandelt. Der Tarifvertrag sei abschlußreif.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag als unzulässig abge­
wiesen. Das Landesarbeitsgericht hat auf die Beschwerde des 
Antragstellers unter Abänderung der erstinstanzlichen Ent­
scheidung nach dem in der Beschwerdeinstanz gestellten 
Antrag des Antragstellers erkannt. Das Landesarbeitsgericht 
hat im Gegensatz zum Arbeitsgericht das Rechtsschutz­
interesse des Antragstellers bejaht, weil nicht zweifelhaft
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sein könne, daß ein vom Arbeitgeber bestrittenes 
Mitbestimmungsrecht des Betriebsrates Gegenstand eines 
Beschlußverfahrens sein könne. Bas gelte auch dann, wenn 
die Beteiligten - wie hier »über den Umfang des Mitbe­
stimmungsrechtes und seine Grenzen streiten. Das Be­
schlußverfahren diene hier der Wahrung des Betriebs­
friedens; es vermeide einen künftigen Streit über die 
gleiche Rechtsfrage. Das Rechtsschutzinteresse könne 
auch nicht unter Hinweis auf den Weg des § 8? Abs. 2 
in Verbindung mit § 76 Aba. 2 BetrVG 1972 bestritten 
werden. Sachlich-rechtlich hat das Landesarbeitsgericht 
die Auffassung vertreten, daß das Mitbestimmungsrecht 
des Antragstellers nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 
BetrVG 1972 ein Initiativrecht einschließt. Die Mit­
bestimmungsrechte seien die stärkste Form der Be­
teiligung des Betriebsrats und verwirklichten in ihrem 
Bereich die Parität. Das habe zur Folge, daß auch der 
Betriebsrat - ebenso wie der Arbeitgeber - im "Rahmen 
des § 87 BetrVG 1972 die Initiative ergreifen könne.
Es sei nicht möglich, den Begriff Mitbestimmung unter­
schiedlich zu interpretieren; je nachdem ob eine 
formelle oder materielle Angelegenheit einer Regelung 
zugeführt werden solle. Ein Begriff, den der Gesetz­
geber in einer gesetzlichen Bestimmung für einen ganzen 
Katalog von Angelegenheiten verwende, sei auch ein­
heitlich zu interpretieren. Allerdings dürfe das 
Initiativrecht des Betriebsrates im Rahmen seiner 
sozialen Mitbestimmung nicht dazu führen, eine Mit­
bestimmung im unternehmerisch-wirtschaftlichen Be­
reich herbeizuführen, die das Gesetz dem Betriebsrat 
nicht eingeräumt habe. Das Initiativrecht dürfe nicht 
soweit gehen, daß damit Absatzlage oder Auftrags­
bestand des Unternehmens mitbestimmt würden. Die Be­
schränkung der Mitbestimmung im unternehmerisch-
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wirtschaftlichen Bereich sei eine Wertungsentscheidung des 
Gesetzgebers, die bei der Auslegung des Gesetzes zu beachte© 
sei. Der zur Entscheidung stehende Fall gebe jedoch keinen 
Anlaß, aus dem genannten Gesichtspunkt das Initiativrecht 
des Antragstellers zu beschränken. Wie der Lohn des Ange­
stellten berechnet werde, sei nämlich keine Frage, die den 
unternehmerisch-wirtschaftlichen Bereich tangiere; Leistungs­
lohn bei Angestellten könne, müsse aber nicht die Lohnkosten 
beeinfluss?©.. Der beantragten Feststellung steh® ■mmJa weder ■ 
§ 77 Abs. 3 BetrVG 1972 noch § 87 Abs. 1 Eingangssatz 
BetrVG 1972 entgegen. Über eine Leistungsentlobnung für An­
gestellte gebe es keine gesetzlichen oder tariflichen Be­
stimmungen. Verfassungsrechtliche Bedenken könnten nicht er­
hoben werden.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Rechts- 
beschwerde verfolgt die Antragsgegnerin ihren Zurückweisungs- 
antrag weiter, während der Antragsteller beantragt, die 
Rechtsbeschwerde zurückzuweisen.
II. Die Rechtsbeschwerde führt zur Aufhebung der ange­
fochtenen latae^Adung,
1. Bei dem Begehren des Antragstellers handelt es sich 
um ein© im Be schlußverfahren auszutragende (§8 Abs. 1 
ArbGG) "Angelegenheit aus dem Betriebsverfassungsgesetz” 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 ArbGG (i.d.F. des § 124 Nr. 1 a 
BetrVG 1972). Es geht um die Frage, ob und inwieweit dem 
Betriebsrat im Rahmen des § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG 
1972 ein Mitbestimmungsrecht zusteht.

Die Antragsbefugnis des Betriebsrats, der ein von der 
Antragsgegnerin ausdrücklich geleugnetes, nach seiner Be­
hauptung ihm aber zustehendes obligatorisches Mitbe­
stimmungsrecht festgestellt wissen will, begegnet keinen 
rechtlichen Bedenken. Es besteht ein Rechtsschutzinteresse 
an der begehrten Feststellung,, wenn auch der Antrag recht

u
K
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allgemein gehalten ist. Dem Antragsteller geht es allein 
um die Feststellung, oh sein Mittestimmungsrecht im 
Rahmen des § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11' BetrVG 1972 ein 
Initiativrecht einschließt oder nicht. Das ist eine 
über die hier erstrebte Einzelregelung hinausgehende 
für den Antragsteller allgemein wichtige Frage, deren 
Klärung geeignet ist, auch künftigen Streit zu vermeiden 
und damit dem Betriebsfrieden zu dienen. Insbesondere 
kann das Rechtsschutzinteresse - wie das Landesarbeits­
gericht zu Recht annimmt - auch nicht mit dem Hinweis 
verneint werden, der Antragsteller könne ein Einigungs­
verfahren nach § 87 Abs. 2 BetrVG 1972 einleiten. Es 
geht hier nicht um die Frage, wie die vom Betriebsrat 
angestrebte Regelung letztlich aussehen soll; vielmehr 
geht es hier allein um die Frage, ob der Betriebsrat 
Verhandlungen über das von ihm erstrebte Ziel über­
haupt verlangen und ggf. ein konkretes Ergebnis dann 
über die Einigungsstelle durchsetzen kann. Allerdings 
ist das Vorbringen des Antragstellers bisher so all­
gemein gehalten, daß noch nicht festgestellt werden 
kann, ob die beabsichtigte Regelung mit § 77 Abs. 3>
§ 87 Abs. 1 Eingangssatz BetrVG 1972 vereinbar ist 
(vgl. unten Ziff. 3 der Gründe).
2. Im sachlich-recht1ieben Ausgangspunkt hat das 
Landesarbeitsgericht zutreffend die Auffassung ver­
treten, daß die Mitbestimmung des Betriebsrats nach 
§ 87 Abs. 1 BetrVG 1972 grundsätzlich das Initiativ­
recht mit einschließt. Wie das Landesarbeitsgericht 
dazu richtig ausführt, bedeutet "Mitbestimmung" gleiche 
Rechte für beide Teile. Das hat zur Folge, daß - soweit 
sich nicht eine andere Regelung aus dem Gesetz oder 
dem Tarifvertrag ergibt - sowohl der Arbeitgeber als 
auch der Betriebsrat die Initiative für eine erstrebte
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Regelung ergreifen und erforderlichenfalls zur verbindlichen T 
Entscheidung der Einigungsstelle gemäß § 87 Abs. 2 BetrVG f
1972 unterbreiten kann (vgl. Gester-Isenhardt, RdA 74, 80 ff; 
Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG, II.Aufl., § 87 Anm. 3;Dietz- 
Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 87 RdNr. 6). Ob dies uneinge- 
schränkt auch für die Mitbestimmungstatbestände des § 87 ■
Abs. 1 Nr. 10 und .11 BetrVG 1972 gilt, kann hier dahinstehen. 
Jedenfalls besteht das Initiativrecht des Betriebsrats dann, «1 
wenn er keine lohnpolitischen Entscheidungen erstrebt, sondern f 
sein Begehren wie hier offenbar lediglich der Lohnfindung j
unter dem Gesichtspunkt der Lohngerechtigkeit dienen soll k
(vgl. Dietz-Richardi, aaO, § 87 RdNr. 9, 280, 290, 297; t
Fitting-Auffarth-Kaiser, aaO, § 87 Anm. 3, 54, 55, 59;
Wiese-GK, § 87 Anm. 41 ff., 143 f., jeweils mit weiteren ?
Nachweisen). Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht dazu ab- j 
schließend die Auffassung vertreten, die Unternehmerfreiheit | 
(im unternehmerisch-wirtschaftlichen Bereich) werde im Kern [V
nicht eingeschränkt, wenn es um die Beantwortung der. Präge J
geht, ob die Angestellten im Unternehmen nach Leistung oder T
wie herkömmlich im Zeitlohn bezahlt werden. Richtig ordnet ; 
das Landesarbeitsgericht aas Begehren aes Antragstellers auch I 
in die Bestimmung des § 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG 1972 ein, ]
wenn es erwägt, der Antragsteller strebe eine Änderung der I
betrieblichen Lohngestaltung an, er wolle anstelle des Tarif- f 
lohnes zuzüglich einer übertariflichen Zulage, die bisher im 1 
Einzelfall frei vereinbart wird, ein leistungsbezogenes und 1 
leistungsabhängiges allgemeines Lohnsystem einführen. 1
3. . Die vom Landesarbeitsgericht getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen reichen aber gleichwohl nicht aus, in der 
Rechtsbeschwerdeinstanz endgültig im Sinne des Antrag­
stellers zu entscheiden. Die für das Unternehmen der Antrags­
gegnerin geltenden einschlägigen Tarifnormen für Angestellte 
kennen zwar bisher - im Gegensatz zu anderen Tarifgebieten - 
für Angestellte nur. die reine Zeitentlohnung, wie das 
Landesarbeitsgericht im Ansatzpunkt nicht verkennt. Daraus
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folgt .zwingend, daß Jedenfalls insoweit abweichende 
Regelungen auf betrieblicher Ebene durch Betriebsver­
einbarung unzulässig sind (§ 77 Abs. 3 BetrVG 1972).
Die vom Antragsteller erstrebte Betriebsvereinbarung 
über Leistungsentlohnung darf daher nicht lediglich 
einen ohne weitere Voraussetzungen gewährten Zuschlag 
zum tariflichen Zeitlohn beinhalten oder gar die 
tarifliche Regelung ersetzen (vgl. auch BAG 16, 58 
£~64J7 * AP Nr. 24 zu § 59 BetrVG 1952). Eine tarifliche 
Zeitlohnregelung schließt es aber nicht aus, für zu­
sätzliche Leistungen des Angestellten zusätzliche, 
durch Betriebsvereinbarung regelbare Vergütungen des 
Arbeitgebers auf den Tariflohn zu gewähren. Insoweit 
fehlen bisher nähere Fe st st ellungen über das Ver­
handlungsziel des Betriebsrats. Zwar findet der An­
tragsteller hier - Jedenfalls nach seinen insoweit 
offenbar nicht bestrittenen Behauptungen - eine 
kollektivähnliche Regelung vor, die er durch eine 
andere, unter seiner Beteiligung zustande kommende 
Regelung ersetzen will. Gerade dies ist das Ziel 
seines Antrags. Ob aber die bisherige Regelung im 
Betrieb und das Begehren des Betriebsrats nur an 
sich schon bestehende, an besondere Voraussetzungen 
geknüpfte Zulagen zum Tariflohn betrifft oder aber 
das Gehaltsgefüge des Tarifvertrages selbst verändert 
werden soll, was mit § 77 Abs. 3, § 87 Abs. 1 Ein­
gangssatz BetrVG 1972 unvereinbar wäre, ist nicht 
festgestellt. Gerade hierauf kommt es aber, wie dar­
gelegt, entscheidend an.

Deshalb war die angefochtene Entscheidung aufzu­
heben und die Sache an die Vorinstanz zurückzuver­
weisen. Das Landesarbeitsgericht wird die fehlenden 
tatsächlichen Fe st st ellungen nachzuholen haben. Sollten 
bis dahin die Verhandlungen der Tarifparteien im
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Tarifgebiet Mordrhein-Westfalen (die von der Vorinstanz 
tatsächlich festgestellt sind) zu einem endgültigen Ergebnis 
über die Leistungsentlohnung für Angestellte geführt haben, " 
so wird das Landesarbeitsgericht bei seiner rechtlichen 
Würdigung insbesondere auch § 87 Abs. 1«. Einleitungssatz 
BetrVG 1972 zu beachten haben. Es kann vom Senat nicht beur­
teilt werden, ob und inwieweit dann noch Raum für eine 
Betriebsvereinbarung bleibt. Möglicherweise wird sich das ( «i 
Eeststellungsbegehren des Antragstellers aber auch dadurch 
erledigen, daß die erwartete tarifvertragliche Regelung aus­
drücklich bestimmt, daß und in welchem Rahmen zusätzliche 
Betriebsvereinbarungen möglich sind (Öffnungsklausel).

gez. Dr. Auffarth Wendel Bichlert %

Hümme Hirschmann
‘-iw
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